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Text 

Artikel 4 

Sind die Behörden des Staates, dem der Minderjährige angehört, der Auffassung, daß das Wohl des 
Minderjährigen es erfordert, so können sie nach ihrem innerstaatlichen Recht zum Schutz der Person oder 
des Vermögens des Minderjährigen Maßnahmen treffen, nachdem sie die Behörden des Staates 
verständigt haben, in dem der Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Dieses Recht bestimmt die Voraussetzungen für die Anordnung, die Änderung und die Beendigung 
dieser Maßnahmen. Es regelt auch deren Wirkungen sowohl im Verhältnis zwischen dem Minderjährigen 
und den Personen oder den Einrichtungen, denen er anvertraut ist, als auch im Verhältnis zu Dritten. 

Für die Durchführung der getroffenen Maßnahmen haben die Behörden des Staates zu sorgen, dem 
der Minderjährige angehört. 

Die nach den Absätzen 1 bis 3 getroffenen Maßnahmen treten an die Stelle von Maßnahmen, welche 
die Behörden des Staates getroffen haben, in dem der Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Anmerkung 

Die Verständigung der Behörden erfolgt in unmittelbarem Verkehr. 

Schlagworte 

Verweisungsnorm, Kollisionsnorm, Verständigungspflicht 

Zuletzt aktualisiert am 

19.10.2023 
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